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Aufnahmeanordnung nach § 23 Absatz 1 AufenthG zur Erteilung von Aufenthaltserlaubnis-
sen an syrische Studenten

Vorbemerkungen:

Die dramatische Lage in Syrien hat mittelbar auch negative Folgen für die Lebensunterhaltssiche-
rung syrischer Studenten in Deutschland. Derzeit halten sich ca. 2.100 syrische Staatsangehörige
zu Weiterbildungs- und Studienzwecken in Deutschland auf. Nahezu die Hälfte davon erhält oder
erhielt bislang Stipendien aus dem gemeinsamen deutsch/syrischen
Regierungsstipendienprogramm SYRES, syrische Stipendien oder finanzielle Unterstützung durch
syrische Stellen oder Organisationen bzw. Privatpersonen, die aufgrund der Verhältnisse im Hei-
matland zunehmend eingestellt werden.

Die fehlende Lebensunterhaltssicherung steht nicht nur einer Verlängerung der Aufenthaltserlaub-
nis nach § 16 AufenthG grundsätzlich entgegen bzw. kann eine nachträgliche Befristung rechtferti-
gen, den Betroffenen werden häufig auch jegliche Mittel zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes
fehlen. Nach Prüfung und Abwägung der verschiedenen aufenthaltsrechtlichen Möglichkeiten, ha-
ben sich Bund und Länder darauf verständigt, dass die Länder für diesen Personenkreis ein-
schließlich ihrer Familienangehörigen eine Anordnung nach § 23 Absatz 1 AufenthG erlassen.

I.

Auf der Grundlage des vom Bundesministerium des Innern am 22. März 2013 erklärten Einver-
nehmens zum Erlass von Anordnungen zur Erteilung und Verlängerung von Aufenthaltserlaubnis-
sen an syrische Staatsangehörige, die im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Absatz 1
AufenthG sind, und ihre Familienangehörigen, die sich mit einer Aufenthaltserlaubnis nach Ab-
schnitt 6 des Aufenthaltsgesetzes in Deutschland aufhalten, ergeht die folgende Anordnung:o
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Syrischen Staatsangehörigen, die sich seit spätestens dem 1. Februar 2013 mit einer Aufenthalts-
erlaubnis nach § 16 Absatz 1 AufenthG im Bundesgebiet aufhalten, wird auf Antrag eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 23 Absatz 1 AufenthG nach folgenden Maßgaben erteilt:

1. Die Voraussetzungen zur Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Absatz 1 Au-
fenthG liegen mit Ausnahme der Sicherung des Lebensunterhaltes vor.

2. Die bisherige finanzielle Unterstützung durch syrische Stellen, Organisationen oder Privat-
personen wird nicht mehr erbracht.

3. Die Studierenden erhalten keine bzw. nicht ausreichende deutsehe Fördermittel.

4. Den Studierenden stehen auch durch die Möglichkeit zur Erwerbstätigkeit keine bzw. nicht
ausreichende Finanzmittel zur Lebensunterhaltssicherung zur Verfügung.

5. Die fehlende Lebensunterhaltssicherung ist durch die Studierenden nachzuweisen bzw. hin-
reichend glaubhaft zu machen. Dies kann durch die Vorlage von Kontoauszügen erfolgen.
Über den Nachweis bzw. die Glaubhaftmachung ist eine Niederschrift zu fertigen. In der
Niederschrift ist der Hinweis aufzunehmen und vom Studierenden zu bestätigen, dass eine
Belehrung über die Strafbarkeit im Falle unrichtiger oder unvollständiger Angaben zur Be-
schaffung eines Aufenthaltstitels nach § 95 Absatz 2 Nummer 2 AufenthG und deren Folgen
erfolgt ist.

6. Die Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 1 Satz 1 AufenthG wird für bis zu zwei Jahre er-
teilt und verlängert. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt im Umfang von § 16 Absatz 3 Au-
fenthG zur Erwerbstätigkeit. Die Aufenthaltserlaubnis ist nicht mit einer wohnsitzbeschrän-
kenden Auflage oder einer auflösenden Bedingung zu verfügen.

7. Im Falle des erfolgreichen Abschlusses des Studiums finden die §§ 16 Absatz 4, 18 bis 21
AufenthG entsprechende Anwendung.

8. Die Anordnung findet entsprechende Anwendung auf Promovierende unabhängig von der
Art des Aufenthaltstitels, deren Lebensunterhalt ebenfalls zunächst durch syrische Stellen,
Organisationen oder Privatpersonen gesichert wurde, soweit es sich um eine förderfähige
Erstausbildung nach dem BAföG handelt.

9. Im Bundesgebiet lebende Ehegatten und minderjährige Kinder werden auf Antrag einbezo-
gen, wenn sie sich spätestens am 1. Februar mit einer Aufenthaltserlaubnis im Bundesge-
biet aufhalten.

10. Sobald die Sicherung des Lebensunterhaltes durch andere Leistungen als aus dem BAföG
und/oder dem SGB II wieder gewährleistet ist, soll erneut eine Aufenthaltserlaubnis nach
§ 16 Absatz 1 AufenthG bzw. nach Abschnitt 6 des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden.
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II.

Ergänzend gebe ich folgende Hinweise:

• Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 1 AufenthG soll nach dieser Anordnung
ausdrücklich nur dann in Betracht kommen, wenn der Bestand oder die Verlängerung der Auf-
enthaltserlaubnis nach § 16 Absatz 1 AufenthG aufgrund fehlender Lebensunterhaltssicherung
nicht mehr gewährleistet werden kann.

• Die Anordnung findet gemäß Nummer 8 nur dann Anwendung auf Promovierende, bei denen
das Promotionsstudium die Erstausbildung darstellt. Verfügt der Promotionsstudent bereits über
einen berufsqualifizierenden Abschluss - unabhängig davon, ob dieser in Deutschland oder im
Ausland erlangt wurde - unterfällt er nicht mehr der Anordnung, denn das damit verfolgte Ziel
der Vermittlung eines Anspruchs auf BAföG-Leistungen kann nicht mehr erreicht werden. Der
Promovierende ist auf die Möglichkeiten der Erwerbstätigkeit neben der Promotion zu verwei-
sen.

• Die Familienangehörigen sollen nicht zur Beantragung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23
Absatz 1 AufenthG gedrängt werden, wenn das Aufenthaltsrecht andere Lösungen vorsieht.

• In Nummer 9 wird auf die gesetzliche Regelung zum Arbeitsmarktzugang von Ehegatten verwie-
sen. Diese haben eine uneingeschränkte Berechtigung zur Erwerbstätigkeit, wenn sie mindes-
tens seit zwei Jahren in ehelicher Lebensgemeinschaft mit dem Studierenden in Deutschland
gelebt haben. Wird dieser Zeitraum noch nicht erfüllt, kann eine Beschäftigung nur mit Zustim-
mung der Bundesagentur für Arbeit (Vorrang- und Verhältnismäßigkeitsprüfung) erlaubt werden.

III.

Ich bitte, die nach dieser Anordnung erteilten Aufenthaltserlaubnisse statistisch zu erfassen und die
Auswertung getrennt nach Studierenden/Promovierenden und Familienangehörigen vierteljährlich -
erstmalig zum Stichtag 30. Juni 2013 (für das II. Quartal 2013) - zu übermitteln.

Im Auftrag
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Erna ~uß-Krech
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